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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Le Grand Conseil tessinois a adopté à la quasi-unanimité la loi nécessaire à la création
d'une université de la Suisse italienne. Celle-ci - qui offrira dès l'automne 1996 une
formation en sciences économiques, en sciences de la communication ainsi qu'en
architecture - a continué à rencontrer du scepticisme, surtout de la part de la CUS et
des hautes écoles. Ces dernières ont exprimé leurs doutes quant à l'utilité d'une telle
université et ont fait part de leurs craintes de voir leurs subventions réduites. La cheffe
du DFI a en revanche exprimé tout son intérêt aux autorités tessinoises. Elle attendra
néanmoins la recommandation de la CUS et du Conseil de la science pour décider si
reconnaître ou non l'université tessinoise et lui accorder en conséquence quelque trois
millions de francs de subventions. 1200 étudiants sont attendus dès la première année
de fonctionnement, dont la moitié devrait suivre leurs études à l'académie
d'architecture de Mendrisio. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Au début de l'été, la CUS a recommandé au Conseil fédéral de reconnaître l'Université
de la Suisse italienne (USI) comme institution universitaire. Alors qu'elle avait émis des
doutes précédemment quant à l'utilité et à l'opportunité de l'USI, la CUS a en effet
estimé que la présence d'une structure universitaire dans le canton du Tessin était de
la plus grande importance pour des raisons politiques et culturelles. Signifiant pour
l'USI la possibilité de bénéficier des subventions fédérales, cette reconnaissance ne
devrait pas pour autant signifier accorder au Tessin le statut de canton universitaire:
permettant à ce dernier de participer de plein droit à l'ensemble des organismes de la
CUS, l'octroi de ce statut ne devrait intervenir que par étapes, parallèlement au
développement de la nouvelle haute école en matière de recherche notamment. La CUS
a par ailleurs invité les autorités tessinoises à renforcer les structures d'ensemble de
l'USI - entre autres par la mise en place d'un rectorat responsable de la gestion des
trois facultés - afin non seulement de favoriser la création d'une identité universitaire,
mais aussi afin d'offrir aux instances fédérales et cantonales un seul et unique
interlocuteur. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Eine im Auftrag der fünf Medizinischen Fakultäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich durchgeführte Analyse der Ärzteausbildung in der Schweiz förderte bedenkliche
Resultate zutage. Eine internationale Expertenkommission diagnostizierte sechs
Hauptmängel – so die zu starke Ausrichtung der Studiengänge auf Examina, das
Vorherrschen von Frontalunterricht, die ungenügende Nutzung computergestützter
Lernmethoden, für die Ausbildung ungeeignete Universitätsspitäler, im ersten Jahr
überlastete Studienpläne, mangelhafte Begleitung und Beratung der Studierenden
sowie die Vernachlässigung der Hausarztmedizin und Grundversorgung im Unterricht.
Die betroffenen Fakultäten nahmen die Kritik als Bekräftigung der bereits eingeleiteten
Reformmassnahmen entgegen. Die Ergebnisse der im Herbst 1999 abgeschlossenen
Vernehmlassung zum revidierten Medizinalberufsgesetz waren im Berichtsjahr
Gegenstand einer Auswertung durch das Bundesamt für Gesundheit. Eine
entsprechende Vorlage an das Parlament wurde für Spätsommer 2001 in Aussicht
gestellt. 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.01.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Vier Jahre nach ihrer Gründung konnte die Università della Svizzera Italiana (USI) ihre
ersten Diplome vergeben. Die Anwesenheit von Bundesrätin Dreifuss am Abschluss des
ersten Studiengangs der USI unterstrich die eben erfolgte Anerkennung des Tessins als
Hochschulkanton. Die Schweizerische Hochschulkonferenz (SHK) hatte die
Bedingungen für eine volle Anerkennung als erfüllt betrachtet und das
Anerkennungsgesuch des Kantons unterstützt. Der Bundesrat genehmigte im November
ein Abkommen zur gleichwertigen Anerkennung von im Tessin und in Italien
absolvierten Studienabschlüssen. Damit wurde die Studienmobilität zwischen der
Schweiz und all ihren Nachbarländern verwirklicht. Um dem bereits in der Erklärung von
Bologna (Juli 1999) geäusserten Willen zur Schaffung eines europäischen

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Hochschulraums nachkommen zu können, hatte zuerst die gegenseitige Anerkennung
der Studienabschlüsse durch bilaterale zwischenstaatliche Abkommen gesichert
werden müssen. Mit Schaffung der USI und der Fachhochschule der italienischen
Schweiz komme laut Bundesrat den kulturellen und wissenschaftlichen Beziehungen
zwischen der Schweiz und Italien ein neuer Stellenwert zu. Die USI erfülle als einzige
italienischsprachige Universität der Schweiz eine Brückenfunktion zwischen den beiden
Staaten. 4

In einer gemeinsamen Vereinbarung bestärkten die Universität Zürich und die ETHZ
ihrerseits die Tradition ihrer Zusammenarbeit und gaben dem Willen Ausdruck,
gegenseitige Durchlässigkeit und Absprachen zu verbessern sowie gemeinsame Projekte
und Einrichtungen zu vermehren. Ein neues Zentrum für Genomik, ein
Lehrerbildungsinstitut mit Beteiligung der Pädagogischen Hochschule sowie ein
Sprachzentrum wurden dabei als Beispiele angeführt. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Vetsuisse-Rat, das im Vorjahr von den Regierungen der Kantone Bern und Zürich
zur Entwicklung eines Kooperationsmodells eingesetzte Gremium, beschloss die Fusion
der beiden Veterinärmedizinischen Fakultäten der Universitäten Bern und Zürich auf
das Studienjahr 2002/03 hin. Der Vetsuisse-Rat schlug vor, dass die Ausbildung der
Tierärzte weiterhin an beiden Standorten erfolgen soll, dass aber gewisse Spezialitäten
nur noch an einem Ort angeboten werden. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 15.05.2002
MARIANNE BENTELI

Als erster Universitätskanton möchte Zürich die von der Interkantonalen
Universitätsvereinbarung festgelegte Höchstgrenze für die Studiengebühren mit der
geplanten Revision des Universitätsgesetzes voll ausschöpfen und die
Semestergebühren praktisch verdoppeln (von heute 640 auf maximal 1224 Fr.).
Dagegen regte sich heftiger Widerstand der Studierenden, welche diese Erhöhung als
Angriff auf die Chancengleichheit bezeichneten. Zunehmend hänge es vom Einkommen
der Eltern ab, ob jemand ein Studium beginnen könne. Bereits heute seien vier von fünf
Studierenden auf einen Nebenerwerb angewiesen, was die Chance auf einen Abschluss
vermindere. Auch weitere Elemente des Revisionsvorhabens – so etwa die Stärkung des
Universitätsrats und die Verschärfung des Numerus clausus – wurden als
„Gegenreform“ gewertet mit dem Ziel, eine Eliteuniversität nach angelsächsischem
Vorbild zu schaffen. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 13.12.2002
MARIANNE BENTELI

Life-Science-Aktivitäten der ETHZ und der Universität Basel sollen in Basel
zusammengeführt werden. Den „Kick-off“ zu diesem Projekt vollzogen Ende Jahr
Spitzenvertreter des Bundes und des Kantons Basel-Stadt sowie der ETH und der
Universität Basel. Im neuen Institut sollen Stärken des ETH-Bereichs wie der Universität
Basel im biomedizinischen Bereich zusammengefasst werden. Wenn sich die
Zusammenarbeit bewährt, soll sie im Hinblick auf die BFT-Botschaft für die Jahre
2008-2011 in die Bildung einer ETH-Institution in Basel münden. 8

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 21.12.2002
MARIANNE BENTELI

Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Staatssekretär Charles Kleiber hatte sich die
Optimierung der Universitätsmedizin im Rahmen eines Gesamtsystems zum Ziel
gesetzt. Im Vordergrund standen dabei die künftige Sicherstellung von Qualität und
Finanzierbarkeit der humanmedizinischen Fakultäten und Universitätsspitäler. Die
Arbeitsgruppe stellte zu diesem Zwecke die Zusammenführung der fünf medizinischen
Fakultäten in drei Einheiten (Zürich, Bern-Basel, Lausanne-Genf), ein gemeinsames
Finanzierungssystem sowie einheitliche Abgeltungsregelungen und
gesamtschweizerische Steuerungsorgane zur Debatte. Eine Motion Gysin (sp, BS),
welche die Erhaltung der bestehenden medizinischen Fakultäten von Basel, Bern,
Zürich, Lausanne und Genf in einer aufeinander abgestimmten Form als „Medizinische
Hochschule Schweiz“ sichern wollte, wurde vom Nationalrat abgelehnt. Wohl würde der
Vorstoss richtige Fragen aufwerfen, meinte – ganz im Sinne des Bundesrats – Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) als Nationalrat und Mitglied einer der betroffenen medizinischen
Fakultäten; doch liefen die Forderungen der Motion nach der Superstruktur
„Medizinische Hochschule Schweiz“ den bereits laufenden Restrukturierungs- und
Kooperationsprozessen zuwider. Definitiv besiegelt wurde der Zusammenschluss der
veterinärmedizinischen Fakultäten der Universitäten Bern und Zürich unter dem Namen

MOTION
DATUM: 04.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Vetsuisse. 9

Gegen Ende des Berichtsjahres kam es zu heftigen Protesten gegen die von der Tessiner
Universität beschlossene schrittweise Schliessung des Alpeninstituts (Istituto di Storia
delle Alpi). Die Universitätsleitung hatte den Entscheid in einem knappen Communiqué
mit der unzureichenden Integration des Instituts in die Bildungsarbeit der Fakultäten
sowie mit der ganz allgemeinen kritischen Reflexion der Präsenz humanistischer
Wissenschaften an der jungen Tessiner Hochschule begründet. Die schrittweise
Schliessung werde die Beendigung der angelaufenen Projekte bis Ende 2005
gewährleisten. Freunde des Instituts – das es verstanden hatte, in wenigen Jahren eine
respektable Forschungs- und Kongresstätigkeit auf die Beine zu stellen sowie
beachtliche Finanzierungsquellen anzuzapfen – starteten umgehend eine
Unterschriftenkampagne. Die Kontroverse brach just zu jenem Zeitpunkt aus, zu
welchem sich die Tessiner Universität nach einer turbulenten Anlaufphase hätte
konsolidieren sollen. 10

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Trotz heftigen Protesten, insbesondere auch aus dem Tessin, unterstützten Regierung
und Parlament des Kantons Neuenburg das Vorhaben des Rektorats der Universität
Neuenburg, den Lehrstuhl für Italienischnicht mehr zu besetzen. Geplant ist auch die
Aufhebung der Fächer Altgriechisch und Mikrobiologie. 11

ANDERES
DATUM: 04.02.2005
MAGDALENA BERNATH

Die fünf Universitäten mit medizinischen Fakultäten, Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich, sowie die Tessiner Universität in Lugano gründeten gemeinsam die „Swiss
School of Public Health“. Diese soll die Weiterbildung in Gesundheitsökonomie und
öffentlicher Gesundheit koordinieren und weiterentwickeln. Schwerpunkte bilden
wirtschaftliche Aspekte der medizinischen Versorgung und gesellschaftliche,
ökologische und andere Bedingungen für ein gesundes Leben im Sinne der
Volksgesundheit. Die sechs Universitäten bieten einzeln oder in Verbünden Absolventen
verschiedener Fachrichtungen bereits mehrere Nachdiplom-Programme an. Die im
Rahmen der „Schule“ verstärkte Kooperation wird vom Bund in den Jahren 2005-2007
mit 6 Mio Fr. unterstützt. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Universitäten Bern, Genf und Neuenburg, die Universität der italienischen Schweiz
sowie das Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung in Lausanne (IDHEAP) bieten
neuerdings gemeinsam eine Ausbildung im Bereich öffentliche Verwaltung an. Ziel des
interdisziplinären Studiums ist ein Master-Abschluss in Politik und öffentlicher
Verwaltung (nach zwei Jahren) oder ein Doktorat. 13

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr feierte die Universität Zürich ihr 175-Jahr-Jubiläum. Zürich war die
erste Universität Europas, die nicht von einem Landesfürsten oder der Kirche, sondern
von einem demokratischen Staatswesen gegründet wurde. Die Hochschule wollte den
Festakt nutzen, um Wissen mit breiten Kreisen der Bevölkerung zu teilen. Dazu
organisierte sie zahlreiche Ausstellungen, Feste und Präsentationen, welche alle unter
dem Motto „Wissen teilen“ standen. 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.02.2008
ANDREA MOSIMANN

Das Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung (IDHEAP), die Universität Bern und die
Universitäten der italienischen Schweiz errichten ein Netzwerk für Lehre und
Forschung in Verwaltungswissenschaften. Sie bieten künftig gemeinsam einen
Masterstudiengang, eine Doktorandenausbildung und Forschungsprogramme im
Bereich der öffentlichen Verwaltung an. Das Projekt wird in den Jahren 2009-2012 von
der Schweizerischen Universitätskonferenz und vom Schweizerischen Nationalfonds
mit einem Beitrag von 6 Mio Fr. unterstützt. 15

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.09.2008
ANDREA MOSIMANN
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Im Herbst fanden an den Universitäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich
Studentenproteste statt. Die Aktivisten an den drei Deutschschweizer Unis besetzten
die Aulas und forderten bessere Lernbedingungen. Der Missmut der Studierenden
richtete sich insbesondere gegen die Bologna-Reform. Sie kritisierten, dass das
Studium immer mehr verschult und auf die Wirtschaft ausgerichtet werde und so
Eliteuniversitäten entstünden. Allerdings wurde das Themenspektrum bald so stark
ausgeweitet, dass die Proteste in einer Universalkritik gipfelten, die mit der Bologna-
Reform nur noch wenig zu tun hatte. Ausserdem fehlte es den Besetzern an Rückhalt,
da die Protestaktionen nur von einem kleinen Teil der Studierenden mitgetragen
wurden und sich auch die studentischen Körperschaften davon distanzierten. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.2009
ANDREA MOSIMANN

La députée Humbel (pdc, AG) estime que l'examen d'entrée (numerus clausus) pour les
études de médecine humaine ne permet pas de sélectionner à coup sûr les meilleurs
candidats. Selon elle, seules les capacités cognitives sont testées, alors que la médecine
est un domaine dans lequel les aptitudes pratiques et relationnelles sont tout autant
importantes. C'est pour cela qu'elle a déposé, en juin 2015, une motion proposant un
test d'aptitudes sous forme de stage pour entrer en faculté de médecine. Le Conseil
fédéral s'est opposé à l'objet, expliquant qu'il est premièrement de la compétence des
cantons de mettre en place la forme de sélection choisie. De plus, une telle mesure
générerait des frais et du temps de travail supplémentaires, sans pour autant décharger
le personnel soignant dans leurs tâches. Il ajoute que les quatre cantons pratiquant le
numerus clausus (Fribourg, Berne, Bâle et Zurich) se distinguent par un fort taux de
réussite dans le cursus de médecine. Le Conseil national, lui, a accepté l'objet, par 134
voix contre 40 et 4 abstentions, lors de la session d'été 2017. 17

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD
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